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Erlaubnisp�icht für 
Gruppenversicherungsnehmer
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat den Europäischen Gerichtshof angerufen. 
Dieser soll entscheiden, ob ein Unternehmer, der Verbrauchern gegen Entgelt 
Versicherungsleistungen aus seiner Gruppenversicherung verscha�t, eine 
erlaubnisp�ichtige Versicherungsvermittlung ausübt.

Im Streitfall wir� ein Verbrau-
cherverband einem Unterneh-
mer vor, Versicherungen ohne 

erforderliche Erlaubnis zu vermitteln, in-
dem er Verbrauchern Verträge über den 
Beitritt in seine Versichertengemeinscha� 
bietet. Die zunächst erfolgreiche Klage 
wurde in der Berufung zurückgewiesen. 
Der BGH hat das Verfahren ausgesetzt und 
die Vorlage darauf gestützt, dass der Erfolg 
der Klage von der Antwort auf die unions-
rechtlich klärungsbedür�ige Frage ab-
hänge, ob ein Unternehmer, der Mitglied-
scha�en in einer Gruppenversicherung an 
Verbraucher gegen Entgelt vertreibt, als 
Versicherungsvermittler anzusehen sei. 

Zum Hintergrund führte der Senat un-
ter anderem Folgendes aus. Die streitbe-
fangene Tätigkeit sei nicht auf Abschluss 
eines Versicherungsvertrags gerichtet, zu-
mal der Gewerbetreibende selbst Versi-

cherungsnehmer sei. Seine Tätigkeit ziele 
darauf, mit der Mitgliedscha� die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme von Versi-

cherungsleistungen für den Fall einer Er-
krankung oder eines Unfalls im Ausland 
zu vermitteln, für die Versicherungsschutz 
besteht. Während der Gewerbetreibende 
die Beiträge an die Versicherung entrichte, 
vergüteten die Mitglieder den Gewerbe-
treibenden als Gegenleistung für den er-
worbenen Versicherungsschutz.

Der Wortlaut des § 34d Abs. 1 Gewer-
beordnung (GewO) und die Gesetzge-
bungsgeschichte sprächen dafür, dass der 
Versicherungsnehmer einer Gruppenver-
sicherung kein Versicherungsvermittler 
sei. Zwar habe der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur 
Umsetzung der Versicherungsvertriebs-
richtlinie gebeten zu prüfen, ob die ge-
werbsmäßige Vermittlung einer Rechts-
stellung als Begünstigter eines Versiche-
rungsvertrags, bei der der Begünstigte 
wirtscha�lich betrachtet die Zahlung der 

Kompakt

 ■ Nach § 34d Abs. 1 Satz 1 Gewerbe-
ordnung muss die Tätigkeit des 
Vermittlers auf den Abschluss von 
Versicherungsverträgen abzielen. 

 ■ Danach kann ein Versicherungs-
nehmer, der Dritten Versicherungs-
schutz unter seiner Gruppenversi-
cherung verscha�t, nicht Versiche-
rungsvermittler sein.

 ■ Europarechtlich können jedoch 
Personen, die im eigenen Interesse 
Mitgliedschaften in einer Gruppen-
versicherung vertreiben, als Ver-
mittler anzusehen sein.

Versicherungsvermittlung
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Prämien übernehme, ausdrücklich als 
Form der Versicherungsvermittlung im 
Sinne des § 34d GewO geregelt werden 
solle. Die von der Bundesregierung zuge-
sagte Prüfung sei aber nicht erfolgt. Der 
Gesetzgeber hat das Anliegen des Bun-
desrates lediglich insoweit aufgegri�en, 
als er § 7d Versicherungsvertragsgesetz 
(VVG) eingefügt habe. Damit habe er 
den Gruppenversicherungsnehmer von 
Restschuldversicherungen nicht den 
strengen Anforderungen an Vermittler 
unterworfen, sondern ihm nur beim Ver-
trieb von Mitgliedscha�en in dieser Ver-
sicherung die Beratungs- und Informati-
onsp�ichten eines Versicherers auferlegt.

Versicherungsschutz in  
kleinen Stückelungen
Ginge man indessen davon aus, dass eine 
Vermittlerstellung eines Gruppenversi-
cherungsnehmers in Betracht komme, 
wenn dieser die Gruppenversicherung 
nicht im Interesse der Versicherten, son-
dern im eigenen wirtscha�lichen Inter-
esse abschließe, käme in Betracht, ihn als 
Vermittler anzusehen, wenn er seinen 
Kunden (auch) im eigenen wirtscha�li-
chen Interesse Versicherungsschutz ver-
scha�e. Teilweise werde eine Erlaubnis-
p�icht auch unter dem rechtlichen Ge-
sichtspunkt der missbräuchlichen Umge-
hung in Betracht gezogen, wenn eine um-
fangreiche Versicherung abgeschlossen 
und deren Versicherungsschutz in klei-
nen Stückelungen an die die Prämie an-
teilmäßig zahlenden Endkunden vermit-
telt wird, nur um die Erlaubnisp�icht des 
§ 34d GewO und die zivilrechtlichen Be-
ratungs- und Dokumentationsp�ichten 
des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) zu umgehen.

Die Frage, ob und unter welchen Vor-
aussetzungen der Gruppenversicherungs-
nehmer Versicherungsvermittler sein 
könne, ließe sich weder der Vermittler-
richtlinie noch der Insurance Distribution 
Directive (IDD) oder der hierzu bisher er-
gangenen Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs zweifelsfrei entnehmen. 
Es erscheine möglich, die Tätigkeit eines 
Gewerbetreibenden, der eine Gruppenver-

sicherung unterhält, als die eines Versiche-
rungsvermittlers im Sinne von Art. 2 Nr. 3 
Abs. 1 der Vermittlerrichtlinie sowie Art. 2 
Abs. 1 Nr. 1 der IDD anzusehen. Dies gelte 
auch, wenn die Leistung darin bestehe, Ver-
brauchern über eine Mitgliedscha� gegen 
Zahlung einer Vergütung Versicherungs-
schutz zu verscha�en, wie dies im Streitfall 
gegeben sei, indem den Verbrauchern für 
den Fall einer Erkrankung oder eines Un-
falls im Ausland Ansprüche gegen den Ver-
sicherer abgetreten würden und der Unter-
nehmer eigene ergänzende Leistungen er-
bringe wie den Betrieb einer telefonisch er-
reichbaren Alarmzentrale und die Organi-
sation und Durchführung von Kranken-
transporten, für die Versicherungsschutz 
bestehe. Für eine weite Auslegung des Be-
gri�s des Versicherungsvermittlers sprä-
che, dass die Erwägungsgründe beider 
Richtlinien nicht erkennen ließen, dass 
ausschließlich Vertreter und Makler Versi-
cherungsvermittler seien.

Für Kunden, die vor der Wahl stehen, 
ein bestimmtes Risiko zu versichern, sei 
es im wirtscha�lichen Ergebnis ohne Be-
deutung, ob sie Versicherungsschutz als 
Versicherungsnehmer oder indirekt als 
versicherte Person einer Gruppenversi-
cherung erhielten. Bei einer solchen 
Sachlage erscheine es nicht gerechtfer-
tigt, an die Person, die den Kunden den 
Versicherungsschutz gegen Zahlung ei-
ner Vergütung verscha�e, unterschiedli-
che Anforderungen zu stellen, je nach-
dem, ob der Kunde die Stellung als Ver-
sicherungsnehmer oder als Versicherter 
erlange. Der mit den Richtlinien ver-
folgte Verbraucherschutz könne es recht-
fertigen, Gruppenversicherungsnehmer, 
die im eigenen wirtscha�lichen Interesse 
Mitgliedscha�en in einer Gruppenversi-
cherung vertreiben, als Versicherungs-
vermittler anzusehen. 

Dem Erwägungsgrund 49 der IDD, 
der Gruppenversicherungen anspreche, 
ließe sich zwar entnehmen, dass bei 
Gruppenversicherungen der Versiche-
rungsnehmer „Kunde“ und nicht Versi-
cherungsvermittler sei. Die in dem Erwä-
gungsgrund erwähnte Gruppenversiche-
rung decke jedoch nicht alle Fälle von 

Gruppenversicherungen ab und sei er-
sichtlich nicht mit derjenigen vergleich-
bar, bei denen die einzelnen Mitglieder 
keine individuelle Entscheidung über den 
Beitritt tre�en, sondern der Beitritt gebo-
ten werde, ohne dass Verbraucher ver-
p�ichtet seien, sich für diese Mitglied-
scha� zu entscheiden.

Stellt sich klar gegen Willen  
des Gesetzgebers
Mit dieser Entscheidung stellt sich der Se-
nat nicht nur gegen den Konsens der 
Branche, sondern auch gegen den erklär-
ten Willen des Gesetzgebers und der öf-
fentlichen Verwaltung. Sowohl die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) als auch die zuständige In-
dustrie- und Handelskammer (IHK) ha-
ben die Tätigkeit nicht als erlaubnis-
p�ichtig angesehen. Dabei lässt er 
unerörtert, dass das streitige Geschä�s-
modell Assistance-Leistungen (Alarm-
zentrale, Rücktransport) zum Gegen-
stand hat, die o�enbar über eine Grup-
penversicherung ¢nanziert werden. 

Die von den Richtlinien ausgenom-
mene Annexvermittlung deutet darauf 
hin, dass der Richtliniengeber die Ver-
scha�ung von Auslandsreise-Kranken-
versicherungsschutz jedenfalls nicht als 
erlaubnisp�ichtig ansieht. ■

Mehr Infos

Tipps und Informationen rund ums 
Thema Vertriebsrecht finden Sie auf 
der Homepage der Kanzlei Evers, 
Bremen, unter www.evers-ver 
triebsrecht.de/ oder bei RA Jürgen 
Evers, Telefon: 04 21/69 67 70.
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